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Es kommt immer wieder vor, 
dass Eigentümer vom Verwalter 
der Wohnungseigentümerge-
meinschaft die Übersendung 
von Kopien einzelner Verwal-
tungsunterlagen begehren und 
konkret um Beantwortung ver-
schiedenster Fragen zu Jahresab-
rechnungen, Wirtschaftsplänen 
oder sonstiger Verwaltungsan-
gelegenheiten bitten. Nicht sel-
ten ist die dazu geführte Korre-
spondenz sehr umfangreich. Der 
Bundesgerichtshof (BGH) hatte 
sich aktuell mit einem Fall zu be-
fassen, in dem der Eigentümer 
zwischen Dezember 2005 und 
Januar 2009 insgesamt 98 Briefe 
an die Verwaltung gerichtet hatte 
(Urteil vom 11. Februar 2011-V ZR 
66/10). Da seine Fragen aus Sicht 
des Eigentümers nicht zufrieden 

stellend beantwortet wurden und 
seinem Wunsch auf Übersendung 
von Ablichtungen aus den Ver-
waltungsunterlagen nicht statt-
gegeben wurde, erhob er Klage.
Der Forderung des Eigentümers 
auf Anfertigung und Übersen-
dung von Ablichtungen aus den 
Verwaltungsunterlagen hat der 
BGH eine Absage erteilt. Der Ei-
gentümer hat zwar ein Recht auf 
Einsicht in die Verwaltungsun-
terlagen. Dieses Einsichtsrechts 
besteht auch nicht nur vor Er-
stellung der Jahresabrechnung, 
sondern es besteht fort, nach-
dem die Jahresabrechnung durch 
bestandskräftigen Beschluss ge-
nehmigt wurde und der Verwal-
tung Entlastung erteilt worden 
ist. Der Eigentümer muss weder 
darlegen, dass er ein besonderes 

rechtliches Interesse an der Ein-
sicht in die Verwaltungsunter-
lagen hat noch benötigt er eine 
Ermächtigung durch die ande-
ren Wohnungseigentümer. Eine 
Grenze findet das Einsichtsrecht 
lediglich im Verbot des Rechts-
missbrauchs (§ 242 BGB) und 
im Schikaneverbot (§ 226 BGB). 
Der Kläger in dem vorliegenden 
Rechtsstreit hatte sich weder 
rechtsmissbräuchlich verhalten 
noch konnte man in seinen An-
fragen eine Schikane sehen. Im 
Einzelfall kann diese Grenze aber 
überschritten sein.

Nach diesem Urteil des BGH wird 
das Informationsrecht des Ei-
gentümers ausreichend dadurch 
gewahrt, dass er die Unterlagen 
in den Geschäftsräumen der Ver-
waltung einsehen und dort-auf 
eigene Kosten-Ablichtungen an-
fertigen (lassen) kann. Der BGH 
hat entschieden, dass die Einsicht 
in die Verwaltungsunterlagen 
grundsätzlich in den Geschäfts-
räumen der Verwaltung erfolgen 
muss und darf. Die Frage, ob 
bei großer Entfernung zwischen 
dem Sitz der Verwaltung und der 
Wohnungseigentumsanlage Zu-
mutbarkeitsgesichtspunkte auf 
Seiten des Wohnungseigentü-
mers dafür sprechen können, ihm 
die Einsicht in die Verwaltungs-
unterlagen am Ort der Anlage 
zu gewähren, waren im Streitfall 
nicht relevant, da der Sitz der 
Verwaltung von der Wohnungs-
eigentumsanlage nur ca. 21 km 
entfernt lag. Nach allgemeiner 
Ansicht muss die Verwaltung die 
Unterlagen zudem vor oder bei 
einer Eigentümerversammlung 
am Ort der Versammlung zur 
Einsichtnahme bereit halten.
Da die Verwaltung nicht ver-
pflichtet war, dem Eigentümer 
außerhalb der Geschäftsräumen 
die Einsichtnahme in bestimmte 

Unterlagen zu gewähren, war 
sie auch nicht verpflichtet, dem 
Eigentümer Ablichtungen dieser 
Unterlagen zu übersenden. Auch 
dann nicht, wenn der Eigentümer 
sich bereit erklärt, die Kosten da-
für zu übernehmen.
Die strittige Frage, ob die Ver-
waltung verpflichtet ist, dem 
Eigentümer Einsicht in den inter-
nen Bericht des Beirates zu ge-
währen, hat der BGH in diesem 
Urteil offen gelassen.
Neben dem Recht auf Einsicht 
in Verwaltungsunterlagen ver-
langte der Eigentümer auch Aus-
kunft zu der Jahresabrechnung 
und zu dem Wirtschaftsplan. Der 
Anspruch auf Auskunft zu Jahres-
abrechnung und Wirtschaftsplan 
ist in erster Linie nicht ein indivi-
dueller Anspruch des einzelnen 
Wohnungseigentümers, sondern 
ein Anspruch, der allen Woh-
nungseigentümern als unteilbare 
Leistung zusteht. Daher kann der 
einzelne Wohnungseigentümer 
die Auskunft grundsätzlich nur 
in der Wohnungseigentümerver-
sammlung verlangen. Wenn die 
Wohnungseigentümer von die-
sem Auskunftsrecht keinen Ge-
brauch machen, dann hat jeder 
einzelne Wohnungseigentümer 
einen Anspruch auf Auskunfts-
erteilung. Daneben besteht ein 
individueller Anspruch des ein-
zelnen Wohnungseigentümers 
auf Auskunftserteilung, wenn es 
um Angelegenheiten geht, die 
ausschließlich ihn betreffen. In 
diesem Fall muss sich nicht vor-
her die Eigentümerversammlung 
mit der Angelegenheit befassen.
Zur Wahrnehmung der Eigentü-
merrechte ist deshalb dringend 
zu empfehlen, an Eigentümer-
versammlungen persönlich teil-
zunehmen. Ist das nicht möglich, 
sollte genau überlegt werden, 
wer mit der Vertretung beauf-
tragt wird. Nicht immer ist das 
die Verwaltung.
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